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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur vorläufigen Neuregelung von Geldleistungen in der gesetz- 
lichen Unfallversicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 

Umstellung von Geldleistungen 
§ 1 

Die Geldleistungen in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung für Unfälle, die sich vor dem 1. Januar 
1961 ereignet haben, werden nach Maßgabe der §§ 2 
und 3 umgestellt. 

§ 2 

(1) Als Jahresarbeitsverdienst gilt der den Geld- 
leistungen zugrunde liegende Jahresarbeitsver- 
dienst, vervielfältigt mit 

1,18, wenn sich der Unfall ereignet hat vor dem 
1. Januar 1957, 

1,12, wenn sich der Unfall ereignet hat im Jahre 1957, 
1,05, wenn sich der Unfall ereignet hat im Jahre 1958, 
1,00, wenn sich der Unfall ereignet hat im Jahre 1959. 

(2) Soweit der Jahresarbeitsverdienst nach, dem 
Ortslohn berechnet ist, ist dieser nicht nach Ab- 
satz 1 umzustellen, sondern nach dem gemäß § 4 
neu festgesetzten Ortslohn zu berechnen. 

(3) Der vervielfältigte Jahresarbeitsverdienst 
(Absatz 1) darf die Summe von 9000 Deutsche Mark 
nicht übersteigen, es sei denn, daß die Satzung 
einen höheren Jahresarbeitsverdienst festgesetzt hat 
(§ 563 Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung). 


(4) In den Fällen der §§ 565, 566 der Reichsver- 
sicherungsordnung gilt als Unfalljahr das Jahr, für 
das der Jahresarbeitsverdienst zuletzt festgesetzt 
worden ist. 

(5) Werden die Geldleistungen auf Grund eines 
Jahresarbeitsverdienstes berechnet, dessen Betrag 
in der Satzung des Versicherungsträgers zahlen- 
mäßig festgesetzt ist, so werden sie auf den am 
1. Januar 1961 gültigen Jahresarbeitsverdienst um- 
gestellt. Erhöht die Satzung des Versicherungsträ- 
gers den Jahresarbeitsverdienst bis zum 31. Dezem- 
ber 1961, so kann sie gleichzeitig bestimmen, daß 
die Umstellung von einem späteren Zeitpunkt, spä- 
testens jedoch vom 1. Juli 1961 an erfolgt. 

§ 3 

(1) Für die Geldleistungen in der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung gilt § 2 Abs. 1 bis 5 nur 
insoweit, als ihnen der tatsächliche Jahresarbeitsver- 
dienst oder ein nach dem Ortslohn oder der Satzung 
berechneter Jahresarbeitsverdienst zugrunde liegt. 
Im übrigen wird nach den Absätzen 2 und 3 umge- 
stellt. 

(2) Liegt den Geldleistungen ein durchschnitt- 
licher Jahresarbeitsverdienst zugrunde, so werden 
sie nach dem gemäß § 5 neu festgesetzten Jahres- 
arbeitsverdienst umgestellt. 

(3) Soweit für Gruppen von Versicherten am 
1. Januar 1961 die Berechnung der Geldleistungen 
nach den §§ 563, 565, 566 der Reichsversicherungs- 
ordnung bestimmt ist, die Geldleistungen für diese 
Gruppen aber bisher nach einem durchschnittlichen 
Jahresarbeitsverdienst berechnet sind, sind diese 
Geldleistungen auf Grund des nach § 563 Abs. 1 
und 2 der Reichsversicherungsordnung zu berech- 
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nenden Jahresarbeitsverdienstes umzustellen. Dabei 
ist der Tarif- oder sonst ortsübliche Lohn eines 
gleichartigen Arbeitnehmers vom 1. Januar 1961 zu- 
grunde zu legen. 

ZWEITER TEIL 

Neufestsetzung der Ortslöhne und 
Jahresarbeitsverdienste 

§ 4 

Die Ortslöhne sind für die Zeit vom 1. Januar 
1961 an für den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
binnen drei Monaten nach der Verkündung dieses 
Gesetzes neu festzusetzen. 

§ 5 

Die durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienste in 
der landwirtschaftlichen Unfallversicherung sind für 
die Zeit vom 1. Januar 1961 an nach Maßgabe des 
§ 933 der Reichsversicherungsordnung für den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes binnen drei Monaten 
nach der Verkündung dieses Gesetzes allgemein 
neu festzusetzen. Als durchschnittlicher Jahres- 
arbeitsverdienst für Verwandte und Verschwägerte 
des Unternehmers und seines Ehegatten gilt das 
Dreihundertfache des Ortslohnes des Beschäfti- 
gungsortes, sofern der durchschnittliche Jahres- 
arbeitsverdienst nicht höher festgesetzt ist. Er kann 
für die in Satz 2 genannten Personen im Alter von 
mehr als fünfundsechzig Jahren abweichend festge- 
setzt werden. Für nach § 537 Nr. 1 der Reidisver- 
sicherungsordnung versicherte Personen, für die 
durchschnittliche Jahresarbeitsverdienste gelten, 
gilt als durchschnittlicher Jahresarbeitsverdienst, 
sofern dieser nicht höher festgesetzt ist, das Drei- 
hundertfache des Ortslohnes des Beschäftigungs- 
ortes für Erwachsene. 


DRITTER TEIL 

Änderungen der Reichsversicherungsordnung 
§ 6 

In § 558 c Abs. 2 Nr. 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung wird die Zahl „75" durch die Zahl „100" 
und die Zahl „275" durch die Zahl „350" ersetzt. 

§ 7 

§ 559 b der Reichsversicherungsordnung erhält 
folgende Fassung: 

„§ 559 b 

(1) Solange der Verletzte eine Rente von fünf- 
zig oder mehr vom Hundert der Vollrente oder 
mehrere Verletztenrenten aus der Unfallversiche- 
rung bezieht, deren Hundertsätze zusammen die 
Zahl 50 erreichen (Schwerverletzter), erhöht sich 
die Verletztenrente für jedes Kind bis zur Voll- 
endung des achtzehnten Lebensjahres um zehn 
vom Hundert (Kinderzulage). 

(2) Die Kinderzulage für das dritte und jedes I 
weitere Kind ist mindestens in Höhe des gesetz- | 


liehen Kindergeldes zu zahlen. Werden für das- 
selbe Kind mehrere Kinderzulagen aus der Unfall- 
versicherung gewährt, so gilt der Mindestbetrag 
für die Summe der Kinderzulagen; sie sind anteil- 
mäßig nach der Höhe der einzelnen Verletzten- 
renten aufzuteilen. 

(3) Die Kinderzulage wird längstens bis zur 
Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres 
für ein unverheiratetes Kind gewährt, das sich in 
Schul- oder Berufsausbildung befindet oder das 
bei Vollendung des achtzehnten Lebensjahres in- 
folge körperlicher oder geistiger Gebrechen außer- 
stande ist, sich selbst zu unterhalten, solange die- 
ser Zustand dauert. Im Falle der Unterbrechung 
oder Verzögerung der Schul- oder Berufsausbil- 
dung durch Erfüllung der gesetzlichen Wehr- oder 
Ersatzdienstpflicht des Kindes wird die Kinder- 
zulage auch für einen der Zeit dieses Dienstes 
entsprechenden Zeitraum über das fünfundzwan- 
zigste Lebensjahr hinaus gewährt. 

(4) Die Verletztenrente darf einschließlich der 
Kinderzulagen fünfundachtzig vom Hundert des 
Jahresarbeitsverdienstes nicht übersteigen. Die- 
sem Höchstbetrag wird das gesetzliche Kinder- 
geld hinzugerechent. 

(5) Als Kinder gelten 

1. die ehelichen Kinder, 

2. die in den Haushalt des Verletzten auf- 
genommenen Stiefkinder, 

3. die für ehelich erklärten Kinder, 

4. die an Kindes Statt angenommenen Kin- 
der, 

5. die unehelichen Kinder eines männ- 
lichen Verletzten, wenn seine Vater- 
schaft oder seine Unterhaltspflicht fest- 
gestellt ist, 

6. die unehelichen Kinder einer Verletzten, 

7. die Pflegekinder im Sinne des § 2 Abs. 1 
Satz 3 des Kindergeldgesetzes, wenn 
das Pflegekindschaftsverhältnis vor dem 
Arbeitsanfall begründet worden ist. 

(6) Die Kinderzulage für Stief- oder Pflegekin- 
der wird nicht gewährt, wenn diese von einer an- 
deren Person als dem Verletzten überwiegend 
unterhalten werden. Einer verletzten Ehefrau wird 
Kinderzulage für Kinder, die eheliche Kinder ihres 
Ehemannes sind oder deren rechtliche Stellung 
haben, sowie für ihre in ihren Haushalt aufge- 
nommenen Stiefkinder und die Pflegekinder nur 
gewährt, wenn sie vor dem Arbeitsanfall den Un- 
terhalt der Kinder überwiegend bestritten hat. 

(7) Die Kinderzulage kann mit Zustimmung des 
Berechtigten einem Dritten auf dessen Antrag 
ausgezahlt werden, wenn dieser den Unterhalt 
des Kindes überwiegend bestreitet. Eine Verfü- 
gung des Berechtigten über die Kinderzulage für 
diese Zeit ist unwirksam. Verweigert der Berech- 
tigte die Zustimmung oder ist sie aus einem an- 
deren Grunde nicht zu erlangen, so kann das Vor- 
mundschaftsgericht sie ersetzen. 
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(8) Mehreren Berechtigten wird die Kinderzu- 
lage für dasselbe Kind nur einmal gewährt, und 
zwar dem, der das Kind überwiegend unterhält." 

§ 8 

In § 591 der Reichsversicherungsordnung wird in 
Absatz 1 der Satz 2 gestrichen und erhält der Ab- 
satz 2 folgende Fassung: 

„(2) Die Vorschriften des § 559 b Abs. 3, 5 
und 6 gelten für die Waisenrente entsprechend." 


VIERTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 9 

Die Vorschriften des Dritten Teils finden auch 
Anwendung auf Arbeitsunfälle, die vor dem 1. Ja- 
nuar 1961 eingetreten sind. 

§ 10 

Dem Berechtigten ist nur auf Antrag ein schrift- 
licher Bescheid zu erteilen, ob und in welcher Höhe 
ihm Leistungen auf Grund dieses Gesetzes zu ge- 
währen sind (Zweites Buch §§ 1569 a und 1583 der 
Reichsversicherungsordnung). 

§ 11 

Ist eine Geldleistung, die auf Grund der bisheri- 
gen gesetzlichen Vorschriften festgestellt worden ist 
oder hätte festgestellt werden müssen, höher, als sie 


nach diesem Gesetz sein würde, wird dem Berech- 
tigten die höhere Leistung gewährt. 

§ 12 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Ber- 
lin. 

(2) Die Senate der Länder Berlin, Bremen und 
Hamburg werden ermächtigt, die Vorschriften dieses 
Gesetzes über die Zuständigkeit von Behörden dem 
besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder anzu- 
passen. 

§ 13 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1961 in Kraft, soweit nicht in Absatz 2 etwas 
anderes bestimmt ist. 

(2) Für Ansprüche auf Kranken-, Tage-, Familien-, 
Sterbe- und Pflegegeld gelten die Vorschriften die- 
ses Gesetzes erst mit Wirkung vom Ersten des auf 
die Verkündung dieses Gesetzes folgenden Monats 
an. 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt 
§ 6 Abs. 7 und 8 des Gesetzes über Zulagen und 
Mindestleistungen in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung und zur Überleitung des Unfallversiche- 
rungsrechts im Lande Berlin vom 29. April 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 253), zuletzt geändert durch 
das Zweite Gesetz zur Änderung von Vorschriften 
der Kindergeldgesetze vom 16. März 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 153), außer Kraft 


Bonn, den 5. Oktober 1960 


Dr, Krone und Fraktion 
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Begründung 


Das Gesetz zur vorläufigen Neuregelung von Geld- | 
leistungen in der gesetzlichen Unfallversicherung 
vom 27. Juli 1957 (BGBl. I S. 1071) hat im wesent- 
lichen die den Geldleistungen der Unfallversiche- 
rung zugrunde liegenden Jahresarbeitsverdienste 
auf den Stand vom 1, Januar 1957 angehoben. Dieses 
Gesetz soll die Jahresarbeitsverdienste der Unfall- 
versicherung der wirtschaftlichen Lage anpassen, 
wie sie sich seit dem 1. Januar 1957 entwickelt hat. 
Das Gesetz soll weiter die Pflegegelder denen des 
Bundesversorgungsgesetzes angleichen und darüber 
hinaus Kinderzulagen und Waisenrenten auch über 
das 18. Lebensjahr hinaus bis zur Vollendung des 
25. Lebensjahres gewähren, wenn das Kind oder die 
Waise sich in Schul- oder Berufsausbildung befindet 
oder infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen 
außerstande ist, sich selbst zu unterhalten. Mit die- 
sen Änderungen des Dritten Buchs der Reichsver- 
sicherungsordnung soll indes grundsätzlich nicht der 
gesetzlichen Neuregelung der Unfallversicherung 
vorgegriffen werden. Die finanziellen Mehraufwen- 
dungen, die durch dieses Gesetz auf die Unterneh- 
mer im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung 
zukommen, bewegen sich jährlich etwa um 200 Mil- 
lionen DM. 

Im einzelnen ist zu den Vorschriften des Gesetz- 
entwurfs folgendes zu sagen: 


ERSTER TEIL 

Umstellung von Geldleistungen 

Die Umstellung erfolgt nach den gleichen Grund- 
sätzen, nach denen die Geldleistungen mit dem Ge- 
setz vom 27, Juli 1957 umgestellt worden sind. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift berücksichtigt die Entwicklung seit 
dem 1. Januar 1957. Die in § 2 des Gesetzentwurfs 
angegebenen Werte sind nach demselben Verfahren 
ermittelt worden, das zur Errechnung der Verviel- 
fältigungswerte im Gesetz vom 27. Juli 1957 ge- 
dient hat. Es handelt sich dabei um Angaben aus 
der Volkseinkommensstatistik, die das Statistische 
Bundesamt alljährlich im Rahmen der Bruttolohn- 
und Gehaltsstatistik vorlegt. Eine Abweichung ge- 
genüber den Faktoren des Gesetzes vom 27, Juli 
1957 besteht indessen darin, daß die aufgeführten 
Multiplikatoren mit zwei Dezimalstellen angegeben 
sind. Das erschien deshalb zweckmäßig, weil die 
Abrundung auf nur eine Dezimale nicht die wün- 
schenswerte Differenzierung der Entgeltentwicklung 
in den einzelnen Kalenderjahren bewirkt hätte. 

Für die Höchstbegrenzung des Jahresarbeitsverdien- 
stes soll es bei der jetzigen gesetzlichen Regelung 
bleiben. 


Für die Jahresarbeitsverdienste, die bei den in Be- 
rufs- oder Schulausbildung befindlichen und bei den 
noch nicht 21 Jahre alten Verletzten nach § 565 
RVO auch nach der erstmaligen Feststellung des 
Jahresarbeitsverdienstes neu festgesetzt worden 
sind, bedarf es der besonderen Regelung des Ab- 
satzes 4, weil hier das Unfalljahr und das Jahr der 
Festsetzung des jetzt gültigen Jahresarbeitsverdien- 
stes nicht zusammenfallen. Soweit es sich um Fest- 
setzung von Jahresarbeitsverdiensten nach § 566 
RVO handelt und diese den heutigen Geldleistun- 
gen zugrunde zu legenden Jahresarbeitsverdienste 
nicht auf das Jahr vor dem Unfall abgestellt sind, 
gilt Entsprechendes. 

Soweit bei Unternehmerversicherungen der Betrag 
des Jahresarbeitsverdienstes in der Satzung des 
Versicherungsträgers zahlenmäßig festgesetzt ist, gilt 
die Regelung des Absatzes 5. Für die Erhöhung von 
satzungsmäßig bestimmten Jahresarbeitsverdiensten 
sind die Versicherungsträger ermächtigt, bis zum 
31, Dezember 1961, spätestens mit Wirkung vom 
1. Juli 1961 an, diese Jahresarbeitsverdienste zu 
erhöhen. 

Zu § 3 

Der § 3 trägt den Besonderheiten in der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung Rechnung, da hier 
insbesondere für Unternehmer und deren Familien- 
angehörige durchschnittliche Jahresarbeitsverdienste 
gelten. Die Anpassung soll dadurch erfolgen, daß 
die Leistungen nach dem nach § 5 neu festzusetzen- 
den Durchschnittssatz künftig zu berechnen sind. 


ZWEITER TEIL 

Neufestsetzung der Ortslöhne und 
Jahresarbeitsverdienste 

Soweit der Jahresarbeitsverdienst nach dem Orts- 
lohn berechnet ist oder ein durchschnittlicher Ar- 
beitsverdienst den Leistungen zugrunde gelegt ist. 
müssen die Ortslöhne und durchschnittlichen Jahres- 
arbeitsverdienste, die zuletzt mit Wirkung vom 
1. Januar 1957 festgesetzt worden sind, neu be- 
stimmt werden. 

Zu § 4 

Der Ortslohn ist gemäß § 563 Abs. 3 RVO ein Be- 
rechnungsfaktor für den Mindestjahresarbeitsver- 
dienst. Mit dem Hinweis, daß der Ortslohn neu fest- 
zusetzen ist, wird im einzelnen auf die Vorschriften 
über den Ortslohn und seine Festsetzung im Ersten 
Buch der Reichsversicherungsordnung (§ 39 ff.) ver- 
wiesen. 
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Zu § 5 

Durch den Hinweis auf § 933 RVO wird für die Neu- 
festsetzung der durchschnittlichen Jahresarbeitsver- 
dienste die Zuständigkeit des bei jeder landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaft gebildeten Aus- 
schusses begründet. Für die Festsetzung der durch- 
schnittlichen Jahresarbeitsverdienste in der land- 
wirtschaftlichen Unfallversicherung gelten für die 
untere Begrenzung die gleichen Grundsätze, die 
durch das Gesetz vom 27. Juli 1957 festgelegt sind. 


DRITTER TEIL 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Das Gesetz will einige wenige Vorschriften der 
Reichsversicherungsordnung im Interesse der Ver- 
sicherten und der Waisen noch vor der umfassenden 
Neuregelung der Unfallversicherung ändern. 

Zu § 6 

Die Höhe des Pflegegeldes ist mit dem Mindest- 
und Hödistbetrag den neueren Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes angepaßt. 

Zu § 7 

Die Kinderzulagen werden mit dieser Vorschrift bis 
zur Vollendung des 25. Lebensjahres gewährt, wenn 
sich ein unverheiratetes Kind in Berufs- oder Schul- 
ausbildung befindet oder ein Kind bei Vollendung 
des 18. Lebensjahres infolge körperlicher oder gei- 
stiger Gebrechen außerstande ist, sich selbst zu un- 
terhalten. Damit sind die Vorschriften des Dritten 
Buchs der Reichsversicherungsordnung an die ent- 
sprechenden Vorschriften der Rentenversicherungen 
angepaßt. 

Zu § 8 

In entsprechender Weise werden auch die Waisen- 
renten an die Regelungen in den Rentenversicherun- 
gen angepaßt. 


VIERTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Zu § 9 

Mit dieser Vorschrift wird eine Rückwirkung des 
Gesetzes auf alle Arbeitsunfälle, die vor dem 1. Ja- 
nuar 1961 eingetreten sind, erreicht. 

Zu § 10 

Zur Vermeidung unnötiger Verwaltungsarbeit soll 
nur auf Antrag ein schriftlicher Bescheid darüber 
gewährt werden, ob und in welcher Höhe an Be- 
rechtigte Leistungen auf Grund dieses Gesetzes zu 
gewähren sind, da sonst der Versicherungsträger 
von Amts wegen in jedem Falle einen schriftlichen 
Bescheid erteilen müßte. 

Zu § 11 

Wenn auch durch das Gesetz vom 27. Juli 1957 nur 
weniger als 3 v. H. aller Fälle von der damals fest- 
gelegten Besitzstandsklausel erfaßt worden sind 
und dieser Prozentsatz jetzt noch erheblich geringer 
sein dürfte, soll auf jeden Fall auch durch dieses 
Gesetz der Besitzstand gewahrt bleiben. 

Zu § 12 

Diese Vorschrift enthält die Berlin-Klausel und gibt 
den Stadtstaaten für die Festsetzung der Ortslöhne 
durch die Oberversicherungsämter die Möglichkeit, 
die Vorschriften des Gesetzes ihrem Verwaltungs- 
aufbau anzupassen. 

Zu § 13 

Grundsätzlich soll das Gesetz mit Wirkung vom 
1. Januar 1961 in Kraft treten. Eine Ausnahme gilt 
für die vorübergehenden oder einmaligen Geld- 
leistungen insoweit, als diese nicht umgestellt wer- 
den sollen, wenn sie in der Vergangenheit bereits 
erfüllt sind. Das Außerkraftsetzen des § 6 Abs. 7 
und 8 des Gesetzes über Zulagen und Mindestlei- 
stungen in der gesetzlichen Unfallversicherung und 
zur Überleitung des Unfallversicherungsrechts im 
Lande Berlin vom 29. April 1952 ist die Folge der 
in §§ 7 und 8 erfolgten Anpassung der Kinderzula- 
gen und der Waisenrenten an das Recht der Renten- 
versicherungen. 
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